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ist mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis der 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 08. Der Haushalts- und Finanzausschuss 
empfiehlt in Drucksache 17/1508, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Deshalb stimmen wir über 
den Einzelplan 08 selbst und nicht über die Beschlus-
sempfehlung ab. Wer dem Einzelplan 08 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, AfD und die drei frak-
tionslosen Abgeordneten. Möchte sich jemand ent-
halten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist mit dem fest-
gestellten Abstimmungsergebnis der Einzelplan 08 
in zweiter Lesung angenommen. 

Wir kommen zur dritten Abstimmung, und zwar über 
den Antrag der Fraktionen von CDU und FDP Druck-
sache 17/1437. Inzwischen haben sich alle fünf im 
Landtag vertretenen Fraktionen darauf verständigt, 
über den Antrag direkt abzustimmen. Diese direkte 
Abstimmung führen wir jetzt durch. Wer dem Antrag 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. – Das sind CDU, FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und die frakti-
onslosen Abgeordneten. Wer enthält sich? – SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Dann ist mit dem fest-
gestellten Abstimmungsergebnis der Antrag Druck-
sache 17/1437 von CDU und FDP angenommen. 

Wir sind am Ende der Abstimmungen, die den Ein-
zelplan 08 betreffen. 

Ich rufe noch einmal den Einzelplan 14 auf zur Ab-
stimmung über die Anträge, die wir vorhin wegen der 
abstimmungsfreien Mittagszeit ausgesetzt haben.  

Wir kommen erstens zur Abstimmung über den Än-
derungsantrag der Fraktion der AfD Drucksache 
17/1544. Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen. Wer ent-
hält sich? – Die drei fraktionslosen Abgeordneten 
enthalten sich. Dann ist mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis der Änderungsantrag Druck-
sache 17/1544 der Fraktion der AfD abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Einzel-
plan 14. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 17/1514, den Einzelplan 14 un-
verändert anzunehmen. Sie kennen das Prozedere. 
Wir stimmen demzufolge jetzt über den Einzelplan 14 
ab. Wer ihm seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, die AfD und die drei fraktionslosen Abgeord-
neten. Enthaltungen – demzufolge keine. Dann ist 
mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis der 
Einzelplan 14 in zweiter Lesung angenommen. 

Wir sind damit mit den beiden Abstimmungsturns 
durch.  

Ich rufe auf: 

Einzelplan 04 
Ministerium der Justiz 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/1504 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste Rednerin erhält 
für die SPD-Fraktion Frau Kollegin Kapteinat das 
Wort. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! So enttäuschend der Haushalt in vielen Be-
reichen ist – im Justizplan gibt es viele neue Stellen. 
Das ist erst einmal gut. Dabei sind auch viele sinn-
volle Stellen, die wir zum Teil selbst schon so gefor-
dert haben, zum Beispiel im Nachtragshaushalt 
2017, und die wir daher ausdrücklich unterstützen. 

Exemplarisch nenne ich die Stellen, die an den Ver-
waltungsgerichten geschaffen werden sollen. Das 
entspricht ziemlich genau unserer Forderung aus 
dem Nachtragshaushalt 2017 – eine gute und vor al-
lem notwendige Maßnahme. Gerade die Verwal-
tungsgerichte sind derzeit besonders belastet. Stel-
len in der Justizverwaltung sind gute Stellen, die drin-
gend gebraucht werden und die die Menschen ent-
lasten, die dort unter Hochdruck sicherstellen, dass 
unser Rechtssystem seinem hervorragenden Ruf 
weiterhin gerecht wird. 

Leider sind für uns nicht alle Stellen, die im Haushalt 
2018 auftauchen, schlüssig und sinnvoll.  

Nachdem bereits im Nachtragshaushalt 2017 neue 
Stabsstellen im Ministerium auftauchten, tauchen 
nun auch im Haushalt 2018 weitere Stellen im Minis-
terium auf. Fragen dazu werden ausweichend oder 
unzureichend beantwortet. Teilweise wird auf feh-
lende Erhebungen verwiesen. Denn unsere Frage 
nach tatsächlicher Besetzung einiger Stellen wollte 
das Ministerium offensichtlich nicht beantworten, wo-
hingegen im Schulbereich extra neue Stellen für Sta-
tistiker geschaffen werden. Transparenz sieht anders 
aus. 

Wir haben mittlerweile verstanden, dass der Minister 
der Justiz bestimmte Dinge gerne dem Ausschuss 
mitteilt und andere Dinge lieber direkt pressewirksam 
vermarktet. Das ist ein zweifelhafter Umgang mit 
dem Parlament, aber sicherlich eine bewusste Ent-
scheidung. Wir können aber nur einem Haushalt zu-
stimmen, der für uns klar und verständlich ist und bei 
dem alle Fragen beantwortet werden, insbesondere 
wenn wir wegen fehlender Unterlagen nur einen sehr 
kurzen Beratungszeitraum haben.  
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Gleichwohl haben wir konstruktive Mitarbeit verspro-
chen und werden daher nicht gegen den Haushalt 
stimmen, sondern uns enthalten. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kapteinat. – Für die CDU-Fraktion er-
hält Frau Kollegin Erwin jetzt das Wort. 

Angela Erwin (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten 
heute den ersten Justizhaushalt der neuen Landes-
regierung. Der Justizetat für das Jahr 2018 ist nicht 
nur ein Schritt in die richtige Richtung, nein, manche 
sagen sogar, es ist ein Schritt mit einem Siebenmei-
lenstiefel. 

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 treten wir nicht nur 
den Versäumnissen der rot-grünen Regierungsjahre 
entgegen, sondern wir läuten den Kurswechsel ein 
und stellen die Weichen in Richtung Zukunft für einen 
Neustart in der Sicherheitspolitik der Justiz. Nach 
Jahren des Kaputtsparens und der Mangelverwal-
tung räumen wir mit den Fehlentwicklungen der rot-
grünen Vorgängerregierung auf. 

Wir wollen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger Nordrhein-Westfalens in den Rechtsstaat wieder-
herstellen. Wir wollen der übermäßigen Belastung 
der Justiz in Nordrhein-Westfalen, die wir vorgefun-
den haben, aktiv begegnen und Maßnahmen einlei-
ten, die einen Abbau eben dieser Belastungen mit 
sich ziehen. Dafür schaffen wir die sachlichen und 
personellen Voraussetzungen.  

Wir wollen, dass die Justiz wieder so ausgestattet ist, 
dass sie ihren verfassungsgemäßen Auftrag als 
dritte Staatsgewalt wahrnehmen kann. Wir wollen ei-
nen funktionierenden Rechtsstaat, in dem Recht und 
Gesetz durchgesetzt werden. Deshalb stärken wir 
die Justiz in Nordrhein-Westfalen durch neues Per-
sonal. Wir räumen mit den rot-grünen Altlasten auf 
und schaffen insbesondere 1.135 neue Stellen. Das 
ist der größte Personalzuwachs im Justizbereich seit 
Jahrzehnten.  

Allein 83 Stellen für Richter der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit und 86 Stellen für Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte werden neu geschaffen. Damit 
setzen wir ein klares Zeichen, um der übermäßigen 
Belastung der Justiz gerecht zu werden, die Bürger-
nähe der Justiz in Nordrhein-Westfalen wieder zu 
stärken und eine konsequente Strafverfolgung zu si-
chern. 

Durch 25 neue Richterstellen der Verwaltungsge-
richtsbarkeit begegnen wir zudem den Herausforde-
rungen, die zur Bewältigung der Klagewelle in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie im Asylbereich er-
forderlich sind.  

Bemerkenswert sind auch die über 900 neuen Stel-
len im nichtrichterlichen Dienst. Zur Verbesserung 
der Sicherheit in unseren Justizvollzugsanstalten 
werden insgesamt 237 neue Stellen geschaffen.  

Aber damit nicht genug! Wir verschließen die Augen 
auch nicht vor den weiteren Zukunftsaufgaben im 
Justizbereich, sondern wir packen sie an. So moder-
nisieren wir die Justiz auch außerhalb des Bereichs 
Personal und bringen die Digitalisierung der Justiz in 
Nordrhein-Westfalen voran. Neben 67 neuen Stellen 
im IT-Bereich werden 3,3 Millionen € für Aushilfen 
zur Verfügung gestellt.  

Zusätzlich werden 11,2 Millionen € für die Informati-
onstechnik der Justiz sowie Sachmittel für den elekt-
ronischen Rechtsverkehr in Höhe von 29,3 Millio-
nen € bereitgestellt. Dadurch beschleunigen wir die 
unter Rot-Grün nur schleppend vorangeschrittene 
Digitalisierung und ermöglichen so eine dienstleis-
tungsorientierte und moderne Justiz, die den Heraus-
forderungen der Zukunft gewachsen ist. 

Einen weiteren Schwerpunkt legen wir auf den Op-
ferschutz. Wir haben die dringende Notwendigkeit 
der direkten Opferunterstützung erkannt und unser 
Land mit der Ernennung der ersten Opferschutzbe-
auftragten zu einem Vorbild für andere Bundesländer 
gemacht. 

Weitere wichtige Bausteine im kommenden Haus-
haltsjahr stellen die Stärkung des Justizvollzugs, die 
Offensive bei der Terrorismusbekämpfung, eine Aus-
weitung der Nachwuchsgewinnung sowie die Stär-
kung der Zentralstelle zur Bekämpfung von Cyber-
crime dar. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine bürgernahe, 
moderne und leistungsfähige Justiz ist für den Wirt-
schaftsstandort NRW von immenser Bedeutung. Der 
Haushaltsentwurf 2018 macht deutlich, dass der Jus-
tiz in Nordrhein-Westfalen endlich wieder ein beson-
derer Stellenwert eingeräumt wird. Er ist ein klares 
Bekenntnis zur dritten Staatsgewalt, ein klares Be-
kenntnis zu einem funktionierenden Rechtsstaat. Mit 
dem Haushaltsentwurf 2018 legen wir den Grund-
stein für die richtigen und notwendigen Investitionen 
im Justizbereich und gestalten die Zukunft der Justiz 
in Nordrhein-Westfalen neu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Rainer 
Schmeltzer [SPD]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Erwin. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Biesenbach, Sie erwarten wahr-
scheinlich kein Lob von mir, bekommen aber so kurz 
vor Weihnachten trotzdem eines. Ich will noch einmal 
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sagen: Ich begrüße es ausdrücklich, dass hier mehr 
Stellen im Bereich der Justiz, bei den Richterinnen 
und Richtern, bei den Staatsanwaltschaften geschaf-
fen werden.  

Letztendlich führen Sie damit einen Trend fort, den 
wir in rot-grüner Zeit schon eingeleitet haben. Auch 
wir haben mit den letzten Haushaltsplänen, insbe-
sondere auch nach der Silvesternacht 2015, or-
dentlich beim Personal draufgelegt. Ich finde es aber 
gut, dass Sie diesen Trend fortsetzen und mehr Per-
sonal einstellen. 

Ich begrüße auch, dass Sie die Stelle einer Opfer-
schutzbeauftragten geschaffen haben. Denn ich 
halte es für wichtig – das sage ich schon seit Länge-
rem –, den Fokus in der Innen- und Rechtspolitik ein 
Stück weit zu verändern. Wir beschäftigen uns bei 
Straftaten immer viel mit den Täterinnen und Tätern, 
aber eigentlich müssen wir auch die Opfer in den Mit-
telpunkt stellen, 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

um herauszufinden: Was können wir eigentlich für 
die Menschen tun, die Opfer einer Straftat geworden 
sind, und wie können wir die Opfer unterstützen? In-
sofern finde ich die Einrichtung einer solchen Stelle 
erst einmal vom Grundsatz her sehr richtig. 

Dabei kritisiere ich allerdings – das kennen Sie aus 
dem Ausschuss – eine Rechenoperation im Haus-
haltsplan, mit der offensichtlich Stellenanteile vom 
Justizvollzugsbeauftragten zur Opferschutzbeauf-
tragten gegangen sind. Das finde ich falsch.  

Sie haben im Ausschuss gesagt, dass es eine Rück-
läufigkeit der Eingänge beim Justizvollzugsbeauf-
tragten geben würde. Das habe ich mir dann noch 
mal angeschaut. Ja, es stimmt, es gab in den letzten 
Jahren tatsächlich einen Rückgang. Aber ich frage 
Sie auch: Haben Sie versucht herauszufinden, woran 
es liegt, zumal momentan die Belegung in den Jus-
tizvollzugsanstalten wieder ansteigt? Wir haben also 
wieder eine stärkere Belegung; demzufolge muss 
man aus meiner Sicht davon ausgehen, dass es 
auch wieder mehr Eingaben geben wird.  

Deshalb finde ich es falsch, beim Justizvollzugsbe-
auftragten zu kürzen und zwei Stellen gegeneinan-
der auszuspielen, die beide in ihrer Funktion für den 
Bereich der Justiz wichtig sind. Beides gegeneinan-
der auszuspielen, ist nicht richtig. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Unter dem Aspekt der Haushaltswahrheit und Haus-
haltsklarheit möchte ich noch etwas anderes anspre-
chen. Im Einzelplan 04 haben Sie 22 neue Stellen für 
eine „Gruppe zur Steuerung, Überwachung und Op-
timierung der bedarfsgerechten Verwendung der 
Ressourcen im Justizvollzug“ eingeplant. Das mag 
als Aufgabe erst mal sehr sinnvoll sein.  

Aber wenn Sie uns dann im Ausschuss sagen – ich 
zitiere aus der schriftlichen Antwort des Justizminis-
teriums auf meine Fragen –, „die genaue organisato-
rische Ausgestaltung wird derzeit ebenso wie die in-
haltliche Konkretisierung erarbeitet“, dann muss ich 
ehrlich sagen: Das hat mit Haushaltswahrheit und 
Haushaltsklarheit nicht mehr viel zu tun, und das 
finde ich auch nicht richtig.  

Mich wundert auch ein Stück weit, dass die Abgeord-
neten von CDU und FDP dazu nichts sagen, weil sie 
in erster Linie Abgeordnete sind, die die Regierung 
kontrollieren, und nicht nur die regierungstragenden 
Fraktionen. Ich finde, es kann nicht sein, dass man 
Geld einstellt, ohne zu sagen, wofür es ist.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Im Bereich der Justiz haben wir in den nächsten Jah-
ren wirklich große Herausforderungen vor uns. Ich 
will einmal den Bereich der Investitionen in den Ge-
bäudebestand nennen. Da bin ich sehr gespannt, ob 
die im Einzelplan 04 eingeplanten Mittel wirklich rei-
chen werden, um den Investitionsstau tatsächlich ab-
zuarbeiten. 

Das andere große Thema, das ansteht, ist die Digi-
talisierung, also die Eröffnung des elektronischen 
Rechtsverkehrs und die Einführung der elektroni-
schen Akte. Im September habe ich im Ausschuss 
nachgefragt, also ziemlich zu Beginn unserer Aus-
schusssitzungen, und da wurde mir gesagt: Ja, wir 
machen einen Masterplan, der Ende November, spä-
testens im Dezember dieses Jahres vorgestellt 
wird. – Bisher habe ich davon nichts gesehen. Es ist 
aber eine der großen Aufgaben, die wir vor uns ha-
ben, und ich bin gespannt, wie es weitergeht. 

Aber nicht nur auf Landesebene, sondern auch auf 
Bundesebene stehen uns sehr wichtige rechtspoliti-
sche Diskussionen bevor. Wie ist zum Beispiel die 
Position des Justizministers zur Veränderung von 
§ 219a Strafgesetzbuch? Herr Laschet sagt uns hier 
immer, er will wieder dafür sorgen, dass Nordrhein-
Westfalen auf Bundesebene wahrgenommen und 
vertreten wird. Was heißt das denn in Bezug auf die 
Rechtspolitik? Herr Biesenbach, wie positionieren 
Sie sich zu diesen rechtspolitischen Fragen, die auch 
gesellschaftspolitische Fragen darstellen?  

(Monika Düker [GRÜNE]: Das würde ich auch 
mal gern wissen!) 

Was ist denn mit dem Thema „Informationen für 
Frauen über Schwangerschaftsabbrüche“? Kann es 
sein, dass Ärzte dafür angezeigt werden? Ich finde: 
Dafür brauchen wir eine rechtspolitische Diskussion. 
Ich möchte dann auch die Position des Ministers hö-
ren, denn gerade findet eine aktuelle Diskussion im 
Bundesrat statt.  

Auch zum Thema „Musterfeststellungsklage“ bzw. 
„Gruppenklage“ wird gerade eine aktuelle Diskussion 
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auf Bundesebene geführt. Die grüne Bundestags-
fraktion hat dazu bereits einen Gesetzentwurf einge-
bracht.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Verena Schäffer (GRÜNE): Das sind Themen, die 
Sie angehen müssen. Ich erwarte, dass Sie das tun.  

Herr Biesenbach, Folgendes sei mir noch erlaubt zu 
sagen: Jetzt, da Sie das Kreistagsmandat abgege-
ben haben – nicht ganz freiwillig, ein bisschen Druck 
war dafür nötig –, dürften Sie eigentlich die notwen-
dige Zeit haben, genau diese großen Herausforde-
rungen im Justizbereich anzugehen. Also: Machen 
Sie das! 

Wir werden das weiterhin kritisch begleiten. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Mangen.  

Christian Mangen (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Schlüssel für eine effektive 
Rechtsprechung, eine zügige Vollstreckung und ei-
nen sicheren und modernen Strafvollzug ist eine ver-
nünftige personelle und technische Ausstattung.  

Für die NRW-Koalition hat die Stärkung des Rechts-
staats Priorität. Ich glaube, dieser Haushalt spiegelt 
genau das wider. Frau Kollegin Erwin hat gerade 
schon viel Richtiges dazu ausgeführt – insbesondere 
zum Stellenzuwachs, der ja auch von der Opposition 
begrüßt worden ist. Das ist ein sicheres Zeichen da-
für, dass sich die Regierung auf dem richtigen Weg 
befindet.  

(Beifall von der FDP) 

Zur Wahrheit gehört natürlich dazu – das wurde ge-
rade schon erwähnt –, dass auch in den letzten Jah-
ren im Justizbereich an diesen Stellen schon etwas 
getan worden ist. Zwischen 2010 und 2016 wurden 
1.100 neue Stellen geschaffen, was auch zu begrü-
ßen ist. Allerdings war das viel zu wenig. Deswegen 
können wir hier bewusst und zu Recht sehr stolz da-
rauf sein, dass wir in einem Haushaltsjahr den Stel-
lenzuwachs schaffen, den die heutige Opposition 
und frühere Regierung in sechs Jahren geschaffen 
hat.  

Erwähnt wurde gerade bereits zu Recht der Stellen-
zuwachs bei Richterinnen und Richtern sowie 
Staatsanwaltschaften. Erwähnen möchte ich aber 
auch, dass wir den Mittelbau nicht außer Acht lassen. 

Wir haben in diesem Fall auch bei Rechtspflegern 
und auch bei Servicestellen zugelegt.  

Im Rechtsausschuss wurde noch kritisiert, dass wir 
zu wenige Projekte eingebaut hätten und so gesehen 
eine Vision fehlen würde. Ich möchte zu Recht Lob 
aussprechen: Mit diesem Haushalt konzentrieren wir 
uns auf den Kernbereich der Justiz, sodass wir wie-
der eine funktionsfähige Justiz installieren können.  

Ich danke dem Minister und dem Ministerium sowie 
der Koalition für diesen Haushalt und bitte um Zu-
stimmung. – Vielen Dank und Glück auf!  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mangen. – Für die AfD spricht Herr Kol-
lege Röckemann.  

Thomas Röckemann (AfD): Die Justiz in Nordrhein-
Westfalen führt seit langer Zeit ein Dornröschenda-
sein. Sie wird nicht durch diesen Haushaltsentwurf 
wachgeküsst. Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Es wurde geflickt, und es wurde nachgebes-
sert – gerade beim Personal.  

Nur ein Grundübel wurde nicht bekämpft. Es geht 
nämlich nicht nur darum, den Personalbestand an 
den durch illegale Einwanderung gestiegenen Bedarf 
anzupassen, sondern den Hebel ebendort anzuset-
zen. Das bei einem Rohrbruch auslaufende Wasser 
kann man schließlich nicht durch Handtücher zum 
Stillstand bringen, sondern man muss zwingend den 
Haupthahn zudrehen.  

(Beifall von der AfD) 

Drehen wir gemeinsam der illegalen Einwanderung 
mit den damit verbundenen Problemen den Hahn zu!  

Zu den einzelnen Haushaltspositionen: In der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit werden angesichts von rund 
100.000 allein in Nordrhein-Westfalen erwarteten 
Asylverfahren im kommenden Jahr Stellenauswei-
tungen um rund 6,5 % vorgenommen. Das hört sich 
viel an, ist es aber nicht. Denn die Anzahl der Verfah-
ren wird gegenüber 2017 um ein Drittel steigen. Da-
bei gab es bei den Verwaltungsgerichten bis 2016 
bereits Aktenrückstände von rund 25.000 und allein 
in 2017 von rund 50.000 Fällen. Erst für das kom-
mende Jahr wird mit einer richtigen Asylklagenwelle 
gerechnet. 75.000 nicht zu schaffende Verfahren 
werden voraussichtlich hinzukommen.  

Summa summarum – ich habe mich Dr. Blexens Re-
chenkünsten bedient – ergibt das Rückstände von 
150.000 Fällen bis Ende 2018. Die Erhöhung der An-
zahl der Richterstellen um 6,5 % macht im Bereich 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit ganze 25 Richter 
aus. Damit hat jeder Richter 2018 rund 6.000 Fälle 
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vor der Brust. Benötigt er pro Fall fünf Stunden – das 
ist konservativ gerechnet –, ergibt das 30.000 Stun-
den. Ein Jahr hat bis jetzt nur 8.760 Stunden. Hier 
kommt noch einmal Dr. Blex ins Spiel. 30.000 Stun-
den sind mehr als 8.760 Stunden.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Nein, ehrlich? Sensatio-
nell!) 

Rein rechnerisch müsste somit jeder der 25 neuen 
Richter an jedem Tag des Jahres ohne Pause gut 82 
Stunden arbeiten. Sie sehen: Die Planung greift et-
was kurz.  

(Heiterkeit von der AfD) 

Die Aktenberge werden also nicht kleiner, sondern 
größer. Ebenso ist es bei der Strafrechtspflege. Bei 
der diesbezüglichen ordentlichen Gerichtsbarkeit 
liegt der geplante Personalzuwachs mit 3,8 % in ei-
ner ähnlichen Größenordnung wie bei den Staatsan-
waltschaften. Auch das reicht bei Weitem nicht aus, 
um den Anforderungen gerecht zu werden. Denn wir 
verzeichnen immer mehr und immer schwerere 
Straftaten.  

Welche Ursache mag das bloß haben? Sind die 
Deutschen krimineller geworden? Nein, meine Da-
men und Herren, das sind sie nämlich nicht. Es drin-
gen immer mehr Einwanderer ein, die sich nicht an 
unsere Regeln halten. Gerade deshalb explodiert die 
Kriminalitätsstatistik gleichsam. Dabei sind die Pass-
deutschen noch nicht berücksichtigt. In diesem Be-
reich gibt es keine belastbare Statistik. Durch die völ-
lig verfehlte Einwanderungspolitik gerät unser 
Rechtsstaat in eine bedrohliche Schieflage. Weder 
die letzte noch die jetzige Landesregierung sind je-
doch den Weg der Klarheit gegangen.  

Der Vorsitzende des Bundes der Richter und Staats-
anwälte in Nordrhein-Westfalen, Friehoff, hat bereits 
am 13. Januar 2016, also vor fast zwei Jahren fest-
gestellt, dass deutlich über 700 Richter und Staats-
anwälte fehlen. Hier bleiben Sie, Herr Minister 
Biesenbach, weit hinter den Erfordernissen zurück.  

Auch im Justizvollzug wurde nur nachgebessert. Mit 
mehr Personal werden die strukturellen Probleme – 
verursacht durch Häftlinge mit Migrationshinter-
grund – nicht gelöst.  

Der letzte Punkt meiner Ausführungen betrifft das Mi-
nisterium selbst. In vielen Bereichen hat man zaghaft 
nachgesteuert, nicht so im Ministerium der Justiz. 
Dort hat man den vollen Schluck aus der Pulle ge-
nommen, meine Damen und Herren: nicht 3 %, nicht 
4 % und auch nicht 6,5 % mehr Personal, wie in den 
anderen Bereichen, 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

sondern im Ministerium müssen es 14,3 % sein, und 
viele Stellen davon sind davon spitzenbesoldet. Hier 
wird nicht angepasst. Hier wird die Bürokratie aufge-
bläht, liebe Kollegen. Statt den Bürger effektiv zu 

schützen, üben Sie sich, Herr Minister, in der Schaf-
fung eines Hofstaats. 

Da es leider nur bei wenigen guten Ansätzen geblie-
ben ist, lehnt die AfD-Fraktion den Haushaltsentwurf 
ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Röckemann. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Herr Minister Biesenbach das Wort. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Die bis-
herige parlamentarische Beratung des Einzel-
plans 04 hat gezeigt, dass die Landesregierung mit 
dem Entwurf des Einzelplans 04 die Weichen in die 
richtige Richtung gestellt hat.  

Wir wollen die Justiz in Nordrhein-Westfalen wieder 
zum Garant für Sicherheit und Freiheit, zum Garant 
des Rechtsstaats in Nordrhein-Westfalen machen.  

Dafür haben wir von vielen Seiten Anerkennung er-
halten – vom Bund der Richter und Staatsanwälte in 
Nordrhein-Westfalen, vom BSBD, vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund und sogar von einem Verband, 
der eher für einen anderen Einzelplan zuständig ist, 
nämlich dem Bund Deutscher Kriminalbeamter. Bei 
der Sachverständigenanhörung im Unterausschuss 
Personal haben sie ausdrücklich unsere Bemühun-
gen anerkannt und Unterstützung zugesichert. 

Außerdem haben heute die Beiträge sowohl von der 
SPD als auch von den Grünen deutlich gemacht, 
dass es schwer ist, an diesem Entwurf etwas Kriti-
sches zu finden. Wir haben gehört, dass Frau Kap-
teinat ebenso wie im Ausschuss deutlich gesagt hat: 
Wir finden genug Gutes darin, um uns zu enthalten. – 
Zustimmen fällt der Opposition schwer – Herr Römer 
schmunzelt –, aber die Enthaltung betrachte ich 
schon als Lob. Dafür vielen Dank. 

Frau Schäffer, die sogar das Lob ausgesprochen 
hat – dafür auch vielen Dank –, musste intensiv su-
chen, um kritische Stellen zu finden. 

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Also, liebe Frau Schäffer, § 219a machen wir mor-
gen – dafür haben wir einen eigenen Tagesord-
nungspunkt –, und die anderen Geschichten ziehen 
wir auch noch nach. 

Beim Investitionsstau haben Sie allerdings recht. 
Hier werden die Mittel nicht reichen. Wir werden Sie 
so schnell aber auch nicht benötigen, weil wir so flott 
gar nicht bauen können. Die Substanz ist dazu viel 
zu marode, und an der Stelle werden wir wieder et-
was gemeinsam tun können. 
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Sie haben die Sorge, der Justizbeauftragte könnte zu 
schlecht weggekommen sein. – Nein, wir haben die 
Aufgaben, die er bisher mit erledigt hat, die wissen-
schaftlichen Untersuchungen, auf den Kriminologi-
schen Dienst verlagert, diesen dafür verstärkt, und er 
soll jetzt diese Arbeit leisten. 

Die Fachgruppe „Vollzug“ ist auch die Fortführung ei-
nes Gedankens, den mein Vorgänger schon hatte. 
Wir werden ihn auf die Beine stellen, und wir werden 
weiter machen. 

Bei der E-Akte haben Sie allerdings recht. Das wird 
nach wie vor eine große Baustelle sein, an der wir 
aber gemeinsam arbeiten werden. Vielleicht haben 
wir im nächsten Jahr auch noch die Notwendigkeit, 
intensiv darüber nachzudenken und gemeinsam zu 
erarbeiten, wie wir den Weg des elektronischen 
Rechtsverkehrs schaffen. Deutschlandweit zeigen 
sich dabei überall die gleichen Herausforderungen, 
und beides wird erhebliche Auswirkungen auf die ge-
wohnten Arbeitsabläufe mit sich bringen. 

Ich möchte aber gerne noch eine Situation anspre-
chen, die eben beiläufig geschildert wurde. Bei der 
zweisprachigen Bezeichnung auf Ortstafeln kam in 
diesem Raum die Rede darauf: Mein Gott, der spinnt 
und will Verfahren in Englisch haben.  

Meine Damen und Herren, wir haben einen Justiz-
standort, der im Augenblick europaweit Geltung hat. 
Wenn wir diesen Vorteil und die Chancen, die uns 
der Brexit liefert, 

(Zuruf von der SPD: Und die Amtssprache 
wird jetzt Platt, oder was wollen Sie uns erzäh-
len? – Gegenruf von der CDU) 

Großverfahren auch nach Nordrhein-Westfalen zu 
bekommen, nutzen wollen, werden wir uns fragen 
müssen, was dazu notwendig ist. Wir haben gute Ge-
richte und gute Richter. Die Unternehmen, die diese 
Verfahren führen, haben als Geschäftssprache aber 
englisch und sind nicht gewohnt, vor Gericht auf 
Deutsch verhandeln zu müssen. Sie gehen dann lie-
ber nach Paris oder nach Amsterdam; beide Länder 
bemühen sich, hier Angebote zu schaffen. 

Wir haben daher die Notwendigkeit, darüber nachzu-
denken, ob wir international unsere Rolle behalten 
wollen; dann werden wir diesen Schritt gehen müs-
sen. Wollen wir ihn nicht gehen, weil wir sagen, bei 
uns gibt es kein Englisch vor Gericht, dann müssen 
wir uns damit beschäftigen, 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

dass die ganzen Chancen, die wir hätten nutzen kön-
nen, dann verloren sind.  

Wir werden demnächst eine europäische Patent-
kammer hinbekommen. Wir arbeiten daran, den Eu-
ropäischen Staatsanwalt mit einem Delegierten nach 
Nordrhein-Westfalen zu bekommen. Das alles sind 

die Schritte in den nächsten Jahren und die Heraus-
forderungen, die auf uns zukommen.  

Ich wünsche mir, dass die Opposition darüber nach-
denkt, ob sie nicht doch sagt: Da passiert so viel Gu-
tes, da stimmen wir heute zu. – Wenn nicht, lassen 
Sie uns im Gespräch bleiben, um die Herausforde-
rungen künftig einmal gemeinsam zu besprechen. 

Herr Röckemann, wenn Sie weiterhin so agieren wie 
heute – es ist alles fürchterlich und viel zu wenig –, 
dann wundern Sie sich nicht, wenn wir Sie in dieser 
Diskussion nicht ernst nehmen können. 

Ich wünsche mir ein breites Votum für den Haushalt. 
Wir werden die Herausforderungen annehmen. Wir 
werden sie im nächsten Jahr massiv angehen und, 
denke ich, auch lösen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Biesenbach. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich kann deshalb die Aussprache zum Einzelplan 04 
an dieser Stelle schließen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 17/1504, 
den Einzelplan 04 unverändert anzunehmen. Wir 
stimmen deshalb über den Einzelplan 04 ab. Wer 
ihm seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die CDU- und die 
FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Frak-
tion und Bündnis 90/Die Grünen. – Wer enthält 
sich? – Die SPD-Fraktion und die drei fraktionslosen 
Abgeordneten. Dann ist mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis der Einzelplan 04 in zweiter 
Lesung angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 
Ministerium des Innern 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/1503 

Änderungsantrag 

der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/1543 

Ich eröffne die Aussprache. Herr Kollege Ganzke hat 
für die SPD-Fraktion das Wort. 

Hartmut Ganzke (SPD): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren hier auf der Tribüne! Was 
tun wir hier heute? – Nachdem wir den Einzelplan für 
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